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über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Karlsbad am 26. September 2007 im evangelischen Gemeindezentrum Mutschelbach
	Beginn: 19:10 Uhr
	Ende: 21:45 Uhr


Verhandelt:


Karlsbad, 26. September 2007 

Bürgermeister:

Rudi Knodel

Anwesende:

	Gemeinderäte
	 FORMCHECKBOX 
 Kiesinger Peter

	 FORMCHECKBOX 
 Badewien-Oehler Dorothea 
	 FORMCHECKBOX 
 Kleiner Gerhard 

	 FORMCHECKBOX 
 Becker Otto
	 FORMCHECKBOX 
 Kleppel Jochen 

	 FORMCHECKBOX 
 Bodemer Rolf  
	 FORMCHECKBOX 
 Künzler Bernd  

	 FORMCHECKBOX 
 Christmann Heike
	 FORMCHECKBOX 
 Masino Traudel 

	 FORMCHECKBOX 
 Gossenberger Michael  
	 FORMCHECKBOX 
 Metz Günter

	 FORMCHECKBOX 
 Günther Heike
	 FORMCHECKBOX 
 Müller Willibald   

	 FORMCHECKBOX 
 Haas Gerhard
	 FORMCHECKBOX 
 Rädle Roland 

	 FORMCHECKBOX 
 Haas Reinhard    
	 FORMCHECKBOX 
 Ried Norbert 

	 FORMCHECKBOX 
 Haese-Sandner Ingeborg
	 FORMCHECKBOX 
 Rohrer Uwe 

	 FORMCHECKBOX 
 Haller Helmut 
	 FORMCHECKBOX 
 Rupp Hans

	 FORMCHECKBOX 
 Herrmann Jürgen
	 FORMCHECKBOX 
 Schmidt Michael

	 FORMCHECKBOX 
 Höger Günter
	 FORMCHECKBOX 
 Schroth Kathrin

	 FORMCHECKBOX 
 Höger Otto      
	 FORMCHECKBOX 
 Steigerwald Klaus

	 FORMCHECKBOX 
 Karcher Joachim 
	 FORMCHECKBOX 
 Wicker Günter    


	Gäste:


	Ortsvorsteher: Kunz Helmut

	
	

	Schriftführer:
	

	Hans-Dieter Stößer
	


	Verwaltung: 
	

	 FORMCHECKBOX 
 Ragnar Watteroth 
	 FORMCHECKBOX 
 Dr. Klaus Rösch 

	 FORMCHECKBOX 
 Elke Wildenmann
	 FORMCHECKBOX 
 Hans-Dieter Stößer

	 FORMCHECKBOX 
 Ronald Knackfuß
	 FORMCHECKBOX 
 Joachim Guthmann

	 FORMCHECKBOX 
 Werner Bach  
	 FORMCHECKBOX 
 Benedikt Kleiner


Nach Eröffnung der Verhandlung stellt der Vorsitzende fest, dass durch Ladung vom 19.09.2007 ordnungsgemäß eingeladen worden ist, die öffentliche Tagesordnung im Mitteilungsblatt am 20.09. erschienen ist und das Kollegium beschlussfähig ist, weil 26 Mitglieder einschließlich Vorsitzender anwesend sind. 

Als Urkundspersonen werden ernannt:

Gemeinderäte Höger Günter, Herrmann Jürgen, Steigerwald Klaus, Rohrer Uwe

GR Herrmann (Freie Wähler) stellt einen Geschäftsordnungsantrag zu Top 10.  Im Hinblick auf die anwesenden Zuhörer die den Sachverhalt nicht kennen soll eine Information ohne Diskussion und Entscheidung im Gemeinderat erfolgen.
Der Vorsitzende schlägt vor, diesen Antrag beim Top aufzurufen und zu behandeln. Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.

Zu 1.
Bekanntgaben 
Der Vorsitzende informiert über einen Zeitungsartikel aus dem zu entnehmen sei, dass die Übernahme von Harman Becker durch eine Investorengruppe abgesagt ist. Die IG Metall kommentiere dies positiv. Nach ersten Informationen rechnet der Vorsitzende damit, dass das operative Geschäft weiter läuft. 

Rechnungsamtsleiter Watteroth informiert über die Anwaltskosten in Sachen Ortsmitte Auerbach: 21.500 Euro Akteneinsichtsausschuss, 11.100 Euro Winterbaustelle und 21.500 Euro Insolvenzverfahren. Beim letztgenannten Auftrag habe man 4.000 Euro vom Versicherer erstattet bekommen. Die weitere Prüfung läuft noch. 

Die Rundverfügung Nr. 88 des Landratsamtes zu Geh- und Radwegen betreffe nur Bundes- und Landesstraßen erläutert Ortsbaumeister Knackfuß als Antwort auf eine frühere Anfrage. 
Zu 2.
Fragen der Gemeinderäte 

GR Höger (CDU) erkundigt sich nach dem Sachstand Ausbau BAB 8, erinnert an die bereits angefragten Schülerzahlen der Grund-, Haupt- und Realschule sowie den Geburtszahlen von Auerbach und fragt, ob für eine weggefallene Zisterne vor dem Rathaus Auerbach Ersatz geplant sei. Zudem fragt er nach dem Sachstand beim Verfahren „Eichbusch“ und den Aktivitäten in  Zusammenhang mit den Reklamationen  Straßenausbau Poststraße. Der Vorsitzende antwortet, dass die Verwaltung in Sachen BAB 8 zusammen mit dem Landtagsabgeordneten Werner Raab  eine Initiative des Landes Baden-Württemberg mit einer persönlichen Vorstellung beim Bundesverkehrsministerium realisieren will. In der Sache habe man kürzlich die ersten Schritte getan. Die geforderten Zahlen sagt Hauptamtsleiter Werner Bach zu. Das Wassernetz in Auerbach sei so ausreichend dimensioniert, dass die weggefallene Zisterne nicht ersetzt werden müsse, erläutert Ortsbaumeister Knackfuß. Zu den Straßenausbesserungsarbeiten habe man schon im Bau- Planungs- und Umweltausschuss berichtet. Ein Termin mit der Firma und dem Ortsvorsteher sei bis jetzt nicht zustande gekommen. Man habe von den ca. 10.000 Euro Gesamtkosten ca. 2.000 Euro bis zur endgültigen Klärung einbehalten. Joachim Guthmann erklärt, dass beim Verfahren „Eichbusch“ die Eigentümergemeinschaft drei Angebote erhalten habe und wohl demnächst eine Eigentümerversammlung stattfinden soll. 

GR Kleppel (CDU) informiert, dass die Firma Schlenker in Spielberg Obstbäume gefällt und Müll im Herrmannsee abgelagert habe. Er fragt weiter nach dem Sachstand Abrechung Randentlastungsstraße und Dobelstraße. Garten- und Umweltamtsleiter Dr. Klaus Rösch antwortet, dass man die Abfallablagerungsstelle schon begutachtet und fotografiert habe. Sie befindet sich im übrigen im Vogelbiotop und nicht im Herrmannsee. Der vermutliche Verursacher sei mit der Sache konfrontiert worden und habe gesagt, dass er es nicht gewesen sei. Der Vorsitzende meint, dass bei der Randentlastungsstraße das Ergebnis noch nicht aussagefähig genug und die GPA noch tätig sei. Ein anvisierter Gerichtstermin sei – so Ortsbaumeister Knackfuß – mehrfach verschoben worden und bis dato nicht zustande gekommen. Bei der Dobelstraße müsse die Firma noch Unterlagen nachliefern, die Gemeinde halte Geld zurück. Wenn es seitens der Bürger und Bürgerinnen noch abzuwickelnde Arbeiten gibt, sollten diese gemeldet werden.  

GRin Günther (Bündnis 90/Grüne) sagt, dass die Bäderkooperation zwischen Remchingen und Karlsbad gut laufe und will wissen, ob die Badesaison 2008 nicht früher beginnen könne. Der Vorsitzende weist auf die schon bestehenden versetzten Öffnungszeiten hin. Diese würden ein Stück weit Flexibilität bringen. Es sei allerdings sehr schwer – so ergänzt Ortsbaumeister Knackfuß - früher mit der Saison zu beginnen, da die Vorlaufarbeiten 4-6 Wochen bräuchten und man nicht viel eher als Mitte März starten könne. Man könne versuchen, Anfang Mai anzuvisieren. Rechnungsamtsleiter Watteroth meint, dass die Aufheizkosten bei zu frühem Saisonbeginn und unbeständiger Witterung ein großer, unwirtschaftlicher Faktor seien. 

GR Gerhard Haas (SPD) mahnt die Nachlieferung der Ergänzungslieferungen an. Hauptamtsleiter Bach sagt, dass man bei der Zusammenstellung aller Änderungen sei. Er sagt, dass  die Hauptsatzung den Gemeinderäten vorab zukommen soll. 

GR Herrmann (Freie Wähler) will wissen, wie es in Sachen Neuregelung Plakatierung aussieht. Jürgen Augenstein antwortet, dass in nächster Zeit die letzten Markierungen umgesetzt werden und man schon die ganze Zeit auswärtige Interessenten nicht mehr zulasse. 

Zu 3.
Zustimmung zur Wahl des Abteilungskommandanten der Abteilungswehr Spielberg  
Vorl. Nr. VIII1156
Der Vorsitzende hält einen kurzen Sachvortrag. 

Er bittet den Gemeinderat, der Wahl des Herrn Nitsch zum Abteilungskommandanten der Freiwilligen Feuerwehr Karlsbad, Abteilung Spielberg zuzustimmen.

Der Gemeinderat stimmt mit 26 Jastimmen zu. Der Vorsitzende und der Gemeinderat bedanken sich für die bisher geleistete Arbeit.
Zu 4.
Einbeziehungs- und Klarstellungssatzung sowie örtliche Bauvorschriften


„Steinstraße“ in Karlsbad-Mutschelbach


4.1 Billigung der Planung 


Vorl. Nr. VIII/1157


4.2 Fassen des Offenlagebeschlusses 


Vorl. Nr. VIII/1157
Joachim Guthmann hält einen kurzen Sachvortrag. Der Vorsitzende fragt, ob gegen eine gemeinsame Abstimmung über die Top 4.1 und 4.2 Bedenken bestehen. Dies ist nicht der Fall. Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, den Entwurf zur Einbeziehungs- und Klarstellungssatzung „Steinstraße“ zu billigen und die Durchführung der Offenlage zu beschließen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 24 Jastimmen und 2 Enthaltungen.
Zu 5.
Beratung und Beschlussfassung über die Auswahl des Maßnahmeträgers für das Baugebiet „Tannenäcker / Stangenäcker“ in Karlsbad-Mutschelbach  

Vorl. Nr. VIII/1135 B 

Joachim Guthmann hält Sachvortrag. Nachdem der Gemeinderat Anfang Mai grundsätzlich beschlossen hat, das Gebiet über einen Maßnahmenträger zu realisieren hat die Verwaltung bei 8 Anbietern Preisanfragen eingeholt. Nach Auswertung liegen drei Anbieter ziemlich nah beieinander. Die vorgeschlagene Firma Pro Kommuna habe bei der Abwicklung der Gewerbegebietserweiterung „Stöckmädle/Hub/Mergelgrube“ zur vollsten Zufriedenheit der Gemeinde und der beteiligten Eigentümer gearbeitet. GR Herrmann (Feie Wähler) äußert den Wunsch und die Hoffnung, dass die Qualität der Leistung gut wird. 

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, gemäß der Empfehlung des Bau- Planungs- und Umweltausschuss die Firma Pro Kommuna mit dem Nebenangebot (mit Erschließungsplanung durch das Ing.-Büro Kirn) zu einem Gesamtpreis von 0,70 Euro je qm zu beauftragen.

Der Gemeinderat stimmt mit 26 Jastimmen zu.  

Zu 6.
Beratung und Beschlussfassung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes  „Ortsmitte Auerbach“ 


6.1 Fassen des Aufstellungsbeschlusses 


Vorl. Nr. VIII/1158


6.2 Billigung der Planung 


Vorl. Nr. VIII/1158


6.3 Fassen des Offenlagebeschlusses 


Vorl. Nr. VIII/1158
Joachim Guthmann erklärt sich für befangen und verlässt den Sitzungsraum. Herr Kleiner übernimmt den Sachvortrag. Bei der Prüfung der Bauanträge im Bereich der Kettenhäuser habe sich ergeben, dass die konzipierten Gebäude auf Grund der geringen Grundstückgrößen nicht realisierbar sind. Mit einer Anhebung der Grundflächenzahl sollen die Baugrenzen um ein Meter in südwestlicher Richtung verschoben werden. Der bestehende Bebauungsplan sei – so meint er auf Nachfrage aus dem Gemeinderat – rechtlich nicht zu beanstanden gewesen. Das Problem habe sich erst durch die konkreten Planungen ergeben. 
Der Vorsitzende fragt, ob gegen eine gemeinsame Abstimmung über die Top 6.1 bis 6.3 Bedenken bestehen. Dies ist nicht der Fall.

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Änderung des Bebauungsplanes „Ortsmitte Auerbach“ für die Grundstücke Flst. Nr. 3795, 3796, 3797 im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB zu beschließen, weiterhin den beigefügten Planentwurf zur 1. Änderung des Bebauungsplanes „Ortsmitte Auerbach“ für die Grundstücke Flst. Nr. 3795, 3796 und 3797 zu billigen und außerdem die Beteiligung der Bürger nach § 3 Abs. 2 und der Behörden nach § 4 Abs 2 BauGB zu beschließen. Der Gemeinderat stimmt mit 26 Jastimmen, ohne Gegenstimmen und Enthaltungen zu.
Zu 7.
Beratung und Beschlussfassung über den Antrag des ATSV Mutschelbach 
zur Erweiterung und Aufstockung des Vereinsheimes auf dem Grundstück Flst.Nr. 1943/5, Waldenserstraße 1, in Karlsbad-Mutschelbach  

Vorl. Nr. VIII/1137 B
Joachim Guthmann nimmt wieder im Sitzungskreis Platz. Herr Kleiner hält einen kurzen Sachvortrag, es erfolgt keine Diskussion. Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, gemäß der Empfehlung des Ausschusses für Bau, Planung und Umwelt das Gemeindeeinvernehmen zu erteilen. 

Der Gemeinderat stimmt mit 26 Jastimmen ohne Gegenstimmen und Enthaltungen zu. 

Zu 8.
Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe der Tiefbauarbeiten zum Neubau des Radweges Eichgasse – Mistwiesen (Sportplatz) in Karlsbad-Ittersbach 


Vorl. Nr. VIII/1141 B und Vorl. Nr. VIII/1159
Ortsbaumeister Ronald Knackfuß hält Sachvortrag. Die Sache sei im Bau- Planungs- und Umweltausschuss schon vorberaten und müsse von der Summe her im Gemeinderat entschieden werden.  Der Landkreis fördert das Vorhaben weshalb es, so formuliert der Vorsitzende, gelte, in der Sache „Gas zu geben“. Diskussionsbedarf besteht nicht.

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, den Auftrag für die Tiefbauarbeiten zum Neubau des Radweges Eichgasse-Mistwiesen (Sportplatz) in Karlsbad Ittersbach an den preisgünstigsten Bieter, die Firma ABBW Asphalt Bau GmbH, Birkenfeld, zu einem Bruttoendpreis von 160.975,52 Euro zu vergeben. Der Gemeinderat beschließt dies mit 26 Jastimmen, ohne Gegenstimmen und Enthaltungen.
Zu 9.
Beratung und Beschlussfassung über die Auftragsvergabe des zweijährigen 
Kommunalvertrages der Gemeinde Karlsbad über Unterhaltungsmaßnahmen
 im Straßen- und Tiefbau


Vorl. Nr. VIII/1160
Ortbaumeister Knackfuß erläutert, dass man seit vier Jahren die Preise nicht erhöht habe. Jetzt habe der günstigste Bieter ein Aufgebot von 11 Prozent gemacht und im vorigen Vertrag seien es 5 Prozent gewesen. Im Hinblick auf die momentanen Preissteigerungen im Bau sei ein Aufschlag von 11 Prozent noch moderat. Auf Antrag von GR Höger (CDU) sagt er zu, eine Aufstellung der Baumaßnahmen ab 5.000 Euro aus dem bestehenden Vertrag dem Gemeinderat zur Verfügung zu stellen. 
Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, den Auftrag des 2-jährigen Kommunalvertrages der Gemeinde Karlsbad über Unterhaltungsmaßnahmen im Tief- und Straßenbau (Vertragszeitraum 01.10.2007 – 30.09.2009) an den preisgünstigsten Bieter, die Firma A. Weiler GmbH & Co. KG, Karlsruhe-Stupferich, mit einem Aufgebot von 11 Prozent zu erteilen. Der Gemeinderat beschließt dies mit 26 Jastimmen.

Zu 10.
Beratung und Beschlussfassung über das weitere Vorgehen mit dem 

Gebäude Lindenstraße 47, Karlsbad-Mutschelbach 

Vorl. Nr. VIII/1153 V
Der Vorsitzende bittet GR Hermann (Freie Wähler), den Geschäftsordnungsantrag zu formulieren und zu begründen.  GR Herrmann (Freie Wähler) sagt, dass es unglücklich gewesen sei, dass die Beratung nicht erfolgen konnte. Er hätte sich eine Vordiskussion im Ausschuss gewünscht. Er beantragt konkret, dass im Hinblick auf die anwesenden Zuhörer die den Sachverhalt nicht kennen eine Information ohne Diskussion im Gemeinderat erfolgen soll. 

GR Haller (SPD) spricht sich dafür aus, entweder die Sache ganz zu behandeln oder komplett zu vertagen, GR Höger (CDU) und GR Rohrer (Bündnis 90/Grüne) sehen dies ebenso. 

Der Vorsitzende lässt über den Antrag abstimmen. Er wird mit 16 Jastimmen, 9 Neinstimmen und 1 Enthaltung angenommen.

Der Vorsitzende informiert daraufhin die Zuhörer/innen näher. Der Ortschaftsrat habe unter dem Gedanken, für die Jugendarbeit Räume zu schaffen, für die Haushaltsberatungen 2007 beantragt, das Erdgeschoss und den Eingangsbereich zu sanieren. Im Haushalt seien als Ergebnis der Beratungen für die Jahre 2007 und 2008 erstmals 371.000 Euro eingestellt worden. Im ersten Halbjahr habe man über die Nutzungen diskutiert. Durch die private Heinz von Förster Schule sei im Frühjahr diesen Jahres ein erweiterter Nutzungswunsch hinzugekommen. Weiterhin sei in der Vordiskussion bezüglich der Mehrzweckhalle in Mutschelbach die Frage nach Vereinsräumen aufgetaucht. Für die Mehrzweckhalle geht es um die Festlegung des Sportbereichs, der Nebenräume und die Frage ob und in welchem Umfang Räume für Vereine vorgesehen werden. Das Schaffen von Vereinsräumen in der Lindenstraße 47 würde das Raumprogramm in der geplanten Halle reduzieren. Aufgrund des veränderten Nutzungskonzeptes für das Gebäude Lindenstraße 47 sei eine neue Planung mit folgenden Nutzungen beauftragt worden: EG: Heinz von Förster Schule, OG: Vereinsräume für Gymnastiktreff, Gesangverein Edelweiß, Alte und Lustige Fahrzeuge (AlF), Dachgeschoss: offene Jugendarbeit. Überrascht worden sei man von der Größenordnung von 1,2 Millionen Euro Sanierungskosten inklusive Einbau eines Fahrstuhles um das Konzept umsetzen zu können. Das Gebäude ist innen in einem desolat maroden Zustand. Aufgrund der Kostenhöhe sei ein neuer Auftrag für Alternativvarianten erteilt worden. Ein Trennen vom Gebäude (Verkauf oder Abriss) sei sehr schwierig – es handle sich um ein ortsbildprägendes Gebäude welches in der Denkmalliste vermerkt sei. Neben der großen Lösung gebe es noch eine abgespeckte Version bei der im Dachgeschoss nur die notwendigen substanzerhaltenden Maßnahmen (ein reduzierter Ausbaustandard)  durchgeführt werden. Der Fahrstuhl würde ebenfalls entfallen. Hier beläuft sich der voraussichtliche Aufwand auf 1 Million Euro. Als weitere Variante könnte man das Gebäude von Art und Nutzung so belassen wie es derzeit sei. Dabei sei allerdings fraglich, wie nachhaltig  notwendige verkehrssichernde Maßnahmen seien.  

Zu 11.
Informationen zum Antrag der CDU-Gemeinderatsfraktion vom 27.06.2007 zu Sitzungsvorlagen und zur Rubrik „Mitteilungsblatt“ für die Fraktionen


Vorl. Nr. VIII/1161
Der Vorsitzende und der Hauptamtsleiter halten Sachvortrag und erläutern zum Thema Vorlagenzustellung, dass die geltende Regelung der Geschäftsordnung des Gemeinderates entspreche. Die Vorlagen und Einladungen würden in der Regel am Freitag vor der Sitzung zugestellt. Eine Ausnahme bilde der Gemeinderat bei der die Tagesordnung schon donnerstags zugestellt wird. Die Vorgehensweise habe sich bewährt und als praktikabel herausgestellt. Vorteile biete dieses Verfahren mit einer in Einzelfällen früheren Information und einer höheren Aktualität. Man könne beispielsweise noch von einer Mittwochssitzung auf die nächste reagieren. 

GR Höger (CDU) meint, dass die gleiche Arbeit letztlich nur zwei Tage früher geleistet werde. 

GRin Haese-Sandner (CDU) sagt, dass ihrer Kenntnis nach der vorgeschlagene Zustellrhythmus in etlichen Gemeinden üblich sei. 

GR Gossenberger (CDU) schlägt vor, die Vorlagen ins Internet zu stellen. 

Dies wiederum sieht GR Herrmann (Freie Wähler) eher kritisch und verweist auf hohe Aufwendungen für die Hardware. GR Reinhard Haas (SPD) votiert für das Beibehalten der bisherigen Regelung. 

Der Vorsitzende lässt über den Antrag der CDU-Fraktion abstimmen. Der Antrag wird mit 12 Neinstimmen, 10 Jastimmen und 4 Enthaltungen abgelehnt.

Im Zusammenhang mit der gleichfalls beantragten Fraktionsseite wird über die  bisher angewandten Regelungen informiert. Diese seien unter Beteiligung der Parteien erarbeitet worden und Arbeitsgrundlage für die Redaktion in der Verwaltung sowie für den Bürgermeister. Dargestellt wurden auch die Veröffentlichungsregelungen der umliegenden Gemeinden. Die Berichte zur Arbeit der Fraktionen könnten zu den geltenden Regelungen in der bisherigen Rubrik veröffentlicht werden. 

In der Diskussion im Rat gewinnt schließlich die von der Gemeinde Waldbronn angewandte Regelung für die Fraktionen etliche Fürsprecher. Die GR Rohrer (Bündnis 90/Grüne), Höger (CDU) und Haller (SPD) sprechen sich unter anderem dafür aus. 

Für GR Haller ist es wichtig, dass die Berichte unzensiert veröffentlicht werden. 

Der Vorsitzende stellt klar, dass man bisher nicht zensiert, sondern die geltenden Regelungen angewandt habe. Er plädiert dafür, die geltenden Regelungen für eine neue Fraktionsrubrik anzuwenden. 

Folgender Beschlussvorschlag wird gestellt: Es wird unverzüglich eine Rubrik „Aus den Fraktionen und Gruppierungen des Gemeinderates“ mit dem Zusatz, „Für den Inhalt dieser Berichte sind die Fraktionen und Gruppierungen verantwortlich“ eingerichtet. Die Platzierung erfolgt nach der Rubrik „Parteien und Wählervereinigungen“. Weitere Vorgaben sind: Textgröße: maximal 30 Schreibmaschinenzeilen im Format DIN A4, hoch; Inhalt: Berichte über die Arbeit der Fraktionen und Gruppierungen zu kommunalen Themen; Verfasser: Der Textverfasser ist namentlich zu benennen und wird namentlich als Verfasser am Textende abgedruckt. 

Der Gemeinderat stimmt diesem Vorschlag mit 19 Jastimmen, 1 Neinstimme und 6 Enthaltungen zu.
Zu 12.
Beratung und Beschlussfassung über eine Änderung der Einsichtnahme in die nichtöffentlichen Protokolle des Gemeinderates 


- Antrag der Freien Wähler- Gemeinderatsfraktion vom 07.03.2007


Vorl. Nr. VIII/1088
Hauptamtsleiter Werner Bach hält Sachvortrag. Die Freien Wähler hatten eine Änderung des Verfahrens zur Einsichtnahme in die nichtöffentlichen Protokolle beantragt. Danach sollten alle Ratsmitglieder ohne zusätzlichen zeitlichen Aufwand die Möglichkeit haben, das Protokoll anzuschauen. Dafür sollten die jeweiligen Protokolle dem entsprechenden Fraktionsvorsitzenden als „Sonderexemplar“ zur Fraktionssitzung ausgehändigt werden. Dieser verpflichte sich, die Geheimhaltung zu gewährleisten und die Protokolle nach Einsichtnahme durch die Ratsmitglieder in den entsprechenden Fraktionssitzungen wieder bei der nächsten Sitzung zurückzugeben. Herr Bach erläutert, dass es strenge gesetzliche Vorgaben zur Sicherung und Bewahrung der Geheimnisse die Gegenstand nichtöffentlicher Sitzungen zu beachten gibt. Es sei unzulässig, die gewünschten Änderungen umzusetzen. In der Diskussion sichert die Verwaltung zu, die nichtöffentlichen Protokolle in einer sichtbaren Hülle während der Sitzung umlaufen zu lassen und dann wieder entgegenzunehmen. Im Einzelfall sei es - so Hauptamtsleiter Werner Bach - auch möglich, Einsichtnahme in die Protokolle im Hauptamt zu nehmen.
Zu 13.
Informationen über Teilnahmemöglichkeiten der kommunalen Mandats-


träger an  nichtöffentlichen Ortschaftsratssitzungen beziehungsweise 


nichtöffentlichen Gemeinderatssitzungen 


Vorl. Nr. VIII/1089
Ausführliche Informationen gibt Hauptamtsleiter Werner Bach zur Thematik Teilnahmemöglichkeit von kommunalen Mandatsträgern (Ortsvorsteher, Ortschaftsräte und Gemeinderäte) an nichtöffentlichen Ortschaftsratssitzungen beziehungsweise nicht-öffentlichen Gemeinderatssitzungen. Danach können unter anderem Ortsvorsteher jederzeit an allen Sitzungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse mit beratender Stimme teilnehmen. Gewisse Einschränkungen gibt es dann für die anderen Mandatsträger. 

GR Metz (Freie Wähler) sieht die Gewährleistung einer möglichst umfangreichen und zeitlich aktuellen Information der Ortschaftsräte als grundsätzliches Problem. So hätten beispielsweise Mandatsträger die gleichzeitig Gemeinde- und Ortschaftsrat sind, einen Wissensvorsprung. Diese unterschiedliche Informationsschwelle werde, so meint der Vorsitzende, ein Stück weit auch bleiben. Der Ortsvorsteher sei hier gefordert, die Informationen soweit rechtlich und zeitlich möglich weiterzugeben. Im Einzelfall könnten Gemeinderäte auch von der Schweigepflicht entbunden werden.   

Zu 14.
Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 04.07.2007 

Das Protokoll wird genehmigt.

Zu 15.
Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 25.07.2007 
Das Protokoll wird mit der Aufnahme einer Äußerung von Grin Haese-Sandner (CDU) genehmigt.

Zu 16.
Verschiedenes 
Nichts.

Zu 17. Fragen der Zuhörer 
Herr Lörch sagt, dass die genannten Summen für die Lindenstraße 47 sehr hoch seien und mahnt, das Objekt nicht zum Zankapfel werden zu lassen. 
_____________________________

Bürgermeister Rudi Knodel 

_____________________________

Gemeinderat Roland Rädle
_____________________________

Gemeinderat Jürgen Herrmann

_____________________________

Gemeinderat Klaus Steigerwald
_____________________________

Gemeinderat Uwe Rohrer

_____________________________

Protokollführer Hans-Dieter Stößer
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